Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache MI2277 


Sachgebiet 53 


Beridit 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Achten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksachen VI/1681, VI/2276 — 

und über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
versorgungsgesetzes 

— Drucksachen Vl/10, Vl/2276 — 

und über den von den Abgeordneten Dr. Klepsch, Ernesti, 
Damm, Dr. Zimmermann, Stahlberg, Dr. Marx (Kaiserslautern) 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Siebenten Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes 

— Drucksachen VI/530, VI/2276 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Althammer 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf sollen im Rahmen der 
Entwicklung des übrigen Soldatenrechts Schwächen 
in der Versorgung der Soldaten auf Zeit, der Be- 
rufssoldaten, der wehrdienstbeschädigten Soldaten 
und ihrer Hinterbliebenen in angemessener und 
vertretbarer Weise beseitigt werden, ohne das aus- 
gewogene System der Versorgungsleistungen zu 
verändern. Schwerpunkte der Änderungen sind da- 
bei insbesondere im Bereich der Zeitsoldatenversor- 
gung die Einbeziehung der Offiziere auf Zeit in die 
bislang nur Unteroffizieren und Mannschaften ge- 
währte Berufsförderung. Ferner soll im Bereich der 
Berufssoldatenversorgung eine Verbesserung der 


Ruhegehaltskala und die Einführung einer Berufs- 
förderung für Strahlflugzeugführer erreicht werden. 
Außerdem soll im Bereich der Beschädigtenversor- 
gung die Gewährung eines Sterbegeldes an Eltern 
wehrpflichtiger Soldaten, die während des Wehr- 
dienstverhältnisses an den Folgen einer Wehrdienst- 
-beschädigung verstorben sind, sichergestellt wer- 
den. Schließlich sollen auch Besatzungsmitglieder 
von U-Booten sowie der Helm- und Schwimmtau- 
cher in die einmalige Unfallentschädigung einbezo- 
gen werden. 

Die vorgesehenen Änderungen machen auch eine 
Änderung der Wehrbeschwerdeordnung wegen der 
Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte oder der 
Sozialgerichte erforderlich. Ferner wird das Gesetz 
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über den zivilen Ersatzdienst wegen der Gewäh- 
rung eines Sterbegeldes beim Tod eines Dienst- 
pflichtigen während des Dienstverhältnisses infolge 
einer Ersatzdienstbeschädigung an Eltern oder Adop- 
tiveltern geändert. 

Der Gesetzentwurf hat für 1971 an Mehrkosten 
44 000 OOÖ Deutsche Mark zur Folge, die aus den 
globalen Verstärkungsrnjitteln zur Durchführung von 
Maßnahmen des Verteidigungsweißbuches 1970 bei 
Kap. 14 02 Tit. 971 99 gedeckt und auf die maßgeben- 
den Titel des Bundeshaushalts umgeschichtet wer- 
den. Die Kosten für 

1972 47 000 000 DM 

1973 47 500 000 DM 

1974 49 000 000 DM 


und in den Folgejahren werden in die fortzuschrei- 
benden Plafondzahlen des Finanzplanes aufgefan- 
gen. 

Der von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachte 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes — Drucksache WlO — 
sowie der von den Abgeordneten Dr. Klepsdi, Erne- 
sti, Damm, Dr. Zimmermann, Stahlberg, Dr. Marx 
(Kaiserslautern) und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachte Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur 
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes — 
Drucksache VI/530 — und der Schriftliche Bericht des 
Verteidigungsausschusses — Drucksache VI/745 — 
werden für erledigt erklärt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Verteidigungsausschuß vorgeschlagenen Fassung 
des Gesetzentwurfes. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Dr. Althammer 

Berichterstatter 



